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Rainer Bauböck (Wien)
Migration und innere Sicherheit: Komplexe
Zusammenhänge, paradoxe Effekte und
politische Simplifizierungen1
Der Zusammenhang zwischen Migration und innerer Sicherheit ist komplex, wird aber immer wieder
politisch simplifiziert. Die generelle Annahme, welche durch Medienberichterstattung und politische Reden
verbreitet wird, lautet, dass unkontrollierte Zuwanderung Sicherheit in zweierlei Hinsicht gefährde: erstens
direkt, indem sie grenzüberschreitende kriminelle Aktivitäten erleichtert, und zweitens indirekt, indem sie
gesellschaftliche Zustände herbeiführt, welche die staatliche Fähigkeit zur Aufrechterhaltung öffentli-
cher Ordnung und sozietaler Sicherheit in einem umfassenderen Sinn schwächen. Der Beitrag argumen-
tiert, dass diese prima facie plausible Behauptung modifiziert werden muss. Erstens müssen Migrations-
kontrollen im Namen der inneren Sicherheit gegen den ökonomischen und sozialen Nutzen sowie den
politischen Eigenwert von Bewegungsfreiheit abgewogen werden. Zweitens kann die Illegalisierung von
Einwanderung selbst öffentliche Sicherheit gefährden, wenn sie anhaltende Migrationsbewegungen nicht
unterbinden kann, oder wenn die Hochrüstung von Grenzen zur Verdrängung freiwilliger und selbst orga-
nisierter Fluchthilfe durch organisierte Schlepperbanden führt. Drittens kann die Schließung von Gren-
zen paradoxerweise kurzfristige Zuwanderung aus Gründen der Torschlusspanik verstärken und lang-
fristige Rückwanderung blockieren. Bei der Analyse der indirekten Auswirkungen von Migration auf
sozietale Sicherheit im weiten Sinn des Begriffs liefern redistributive and regulative Sozialpolitiken die
stärkste normative Begründung für Einwanderungskontrollen, rechtfertigen jedoch kaum Ziele und Mit-
tel der gegenwärtigen politischen Steuerung. Der für diese Politik wesentliche Zusammenhang zwischen
Migration und Sicherheit ist ein diskursiver. „Sicherheit“ kann im politischen Sprachspiel als Trumpf
eingesetzt werden, welcher andere Werte aussticht. Dies hilft die breite Unterstützung für kontraproduk-
tive und normativ problematische Politiken zu erklären.
Keywords: Migration, Einwanderungskontrolle, Sicherheit, öffentliche Güter
migration, immigration control, security, public goods
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Alle souveränen Staaten beanspruchen für
sich das Recht, Zuwanderung in ihr Territori-
um zu kontrollieren und zu begrenzen. Dieses
Recht wird vielfach in einen unmittelbaren Zu-
sammenhang mit dem staatlichen Gewalt-
monopol gebracht. Das Argument lässt sich in
etwa so zusammenfassen: Das zentrale öffent-
liche Gut,2  welches nur durch staatliche Herr-
schaft produziert wird und diese legitimiert, ist
die äußere und innere Sicherheit der Gesell-
schaft. Unkontrollierte Zuwanderung gefährdet
vor allem die innere Sicherheit entweder direkt,
indem sie grenzüberschreitende Kriminalität er-
möglicht, oder indirekt, indem sie im Inneren
der Gesellschaft Verhältnisse schafft, welche die
Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung
erschweren. Diese prima facie plausible These,
welche durch massenmediale Berichterstattung
und Politikerreden verbreitet wird, soll im Fol-
genden kritisch untersucht werden. Die Schluss-
folgerung lautet nicht, dass sie falsch, sondern
dass sie zu simpel ist. Der Zusammenhang zwi-
schen Migration und Sicherheit ist wesentlich
komplexer, als er in diesem Argument erscheint;
er steckt voller Paradoxien, falscher Generali-
sierungen, nichtintendierter Effekte und inten-
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dierter Problemverschiebungen. Sozialwissen-
schaftliche Aufklärung hat nicht die Aufgabe,
den Zusammenhang zu leugnen, sondern das
Bewusstsein für seine Komplexität zu schärfen.
1. Grenzkontrolle als territoriales
Containment von Sicherheitsrisiken
Am Höhepunkt der jüngsten europaweiten
Epidemie der Maul- und Klauenseuche muss-
ten in den internationalen Flughäfen ankommen-
de Fluggäste über Seuchenteppiche gehen, die
ihre Schuhsohlen desinfizierten. Zwischen ei-
nigen australischen Bundesstaaten gibt es per-
manente Grenzkontrollen, an denen Durchrei-
sende aufgefordert werden, mitgebrachtes
Frischobst und -gemüse abzugeben, um auf die-
se Weise die Ausbreitung einer bestimmten Spe-
zies von Fruchtfliegen, welche die Ernte gefähr-
den, zu beschränken. Solche Methoden der
Abwehr von Risiko und Schaden durch territo-
riales Containment liefern auf den ersten Blick
eine brauchbare Illustration für die Plausibilität
des behaupteten direkten Zusammenhangs zwi-
schen Migration und innerer Sicherheit. So wie
Ausmaß und Verlauf von Epidemien von der
geographischen Ausbreitung der Krankheitser-
reger abhängen, so scheint auch die wachsende
geographische Mobilität zwischen menschli-
chen Gesellschaften zum Anwachsen von Kri-
minalität beizutragen. Oder umgekehrt formu-
liert: So wie die geographische Abgrenzung ei-
nes Seuchengebiets die Bekämpfung einer Epi-
demie erleichtert, so gelten auch staatliche
Grenzkontrollen als wichtiges Mittel zu Eindäm-
mung von Kriminalität.
Es gibt jedoch offenkundige Einwände ge-
gen die Triftigkeit dieser Analogie. Der erste
lautet, dass bei der Kontrolle der geographischen
Mobilität von Menschen beträchtliche Trade-
offs zwischen den Zielen der Eindämmung von
Risiken und der Maximierung von Chancen und
Freiheiten zu bedenken sind. Die territoriale
Bewegungsfreiheit von Menschen ist im Unter-
schied zu jener von Insekten oder Viren in mo-
dernen Gesellschaften ein positiver Wert. Zudem
würde eine wirksame Eindämmung von Krimi-
nalität durch Grenzkontrollen eine wesentlich
umfassendere und dauerhaftere Beschränkung
von menschlicher Mobilität erfordern als die
Bekämpfung von Epidemien.3
Dieses erste Argument verweist auf die er-
heblichen sozialen Kosten von Grenzkontrollen.
Als solche müssen nicht nur unmittelbare Kos-
ten gerechnet werden, welche den notwendigen
Ressourceneinsatz an Personal und technischen
Hilfsmitteln zur Erreichung eines gewünschten
Niveaus innerer Sicherheit messen, sondern
paradoxerweise eben auch die Kosten der Er-
reichung dieses Ziels. Der Grund dafür liegt im
Eigenwert geographischer Personenmobilität in
modernen Gesellschaften. Dieser Wert lässt sich
in drei Komponenten gliedern: den ökonomi-
schen Wert der Effizienz, den sozialen Wert der
Gleichheit und den politischen Wert der Frei-
heit:
Erstens steigert Bewegungsfreiheit für den
Produktionsfaktor Arbeitskraft dessen Produk-
tivität und damit den gesamtgesellschaftlichen
Wohlstand. Wenn Arbeitskräfte eine knappe
Ressource sind, so verhindern Mobilitäts-
schranken für sie den effizienten Einsatz dieser
Ressource und wirtschaftliches Wachstum. Ein
Überangebot von Arbeitskräften kann anderer-
seits dazu führen, dass ineffiziente Produktions-
methoden beibehalten werden und technologi-
sche Innovationen nicht eingesetzt werden. Freie
Mobilität von Arbeitskräften führt  zumindest
unter den idealisierten Bedingungen neo-
klassischer Ökonomie  zum Ausgleich zwi-
schen einem Überangebot in den Herkunfts-
ländern und einer ungedeckten Nachfrage in den
Aufnahmestaaten und sollte daher wirtschaftli-
ches Wachstum insgesamt erhöhen. Negative
Wohlstandseffekte können allerdings dadurch
entstehen, wenn zu viele Hochqualifizierte ab-
wandern (brain drain) oder zu viele Niedrig-
qualifizierte zuwandern. Einige Ökonomen ha-
ben daher staatliche Steuerungsinstrumente vor-
geschlagen, wie etwa eine Migrationssteuer,
welche die Herkunftsstaaten von ihren Staats-
bürgerInnen im Ausland einheben, oder eine
Eintrittsgebühr, die von den Regierungen der
Einwanderungsländer kassiert wird (siehe z. B.
Bhagwati/Wilson 1989; Straubhaar 2000). Der
Sinn solcher Lenkungsinstrumente wäre es je-
doch, im Gegensatz zu den heutigen Regimen
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der staatlichen Einwanderungskontrolle, die glo-
bale Mobilität von Arbeitskräften zu steigern.
Zweitens fördert Bewegungsfreiheit den ten-
denziellen Ausgleich regionaler Einkommens-
disparitäten und ist daher ein wichtiges Mittel
für eine Politik, welche aus Gründen der sozia-
len Gerechtigkeit die Gleichheit von individu-
ellen Ressourcen oder Lebenschancen anstrebt.
Für Veit Bader (2002) sind Einwanderungs-
beschränkungen in wohlhabenden Staaten so
lange moralisch nicht zu rechtfertigen, als die-
se ihren globalen Pflichten zur Beseitigung ex-
tremer Armut außerhalb ihrer Grenzen nicht
nachkommen. Robert Goodin (1992, 8) formu-
liert pointiert: If we cannot move enough
money to where the needy people are, then we
will have to count on moving as many of the
needy people as possible to where the money
is. Dagegen lassen sich nun einige Einwände
vorbringen. Einer lautet, dass offene Grenzen
kaum die Einkommenschancen jener verbessern
würden, denen es an Geld, Bildung und sozia-
lem Kapital mangelt, um auszuwandern und in
einem anderen Land Arbeit zu finden. Der inter-
regionale Einkommensausgleich könnte ferner
mit einer allgemeinen Nivellierung der Löhne
und Arbeitsbedingungen nach unten und einer
zunehmenden Polarisierung zwischen Einkom-
men aus Kapital und aus Erwerbsarbeit einher-
gehen. Diese beiden Effekte könnte man even-
tuell durch die kontingentierte Aufnahme von
ArbeitsmigrantInnen ausgleichen. Dagegen lässt
sich jedoch einwenden, dass zur Bekämpfung
globaler Armut Programme des direkten Res-
sourcentransfers wesentlich effektiver und po-
litisch chancenreicher sind (Pogge 2002). Trotz
dieser Vorbehalte bleibt richtig, dass in einer
marktwirtschaftlichen Ordnung eine Politik des
interregionalen sozialen Ausgleichs nur inner-
halb eines Raumes der Bewegungsfreiheit mög-
lich ist. Auf Weltebene trägt die Abschottung
der wohlhabenden Staaten gegenüber der Zu-
wanderung aus den ärmeren jedenfalls erheb-
lich zur Aufrechterhaltung des Gefälles der so-
zialen Ungleichheit bei.
Drittens ist geographische Bewegungsfrei-
heit nicht nur ein Mittel für Ziele der Pro-
duktivitätssteigerung oder der sozialen Gerech-
tigkeit, sondern aus liberaler Perspektive auch
ein intrinsischer Wert. Individueller Ortswechsel
ist an und für sich eine Manifestation persona-
ler Autonomie; selbst dort wo die Entscheidung
zur Auswanderung oder Flucht durch soziale
Umstände oder politischen Druck erzwungen ist,
artikuliert sie noch die menschliche Fähigkeit,
das eigene Schicksal zielorientiert zu gestalten.
Gleichzeitig ist das Recht auf Bewegungsfrei-
heit ein Testkriterium für den freien Charakter
politischer Institutionen. Liberale Formen poli-
tischer Herrschaft kombinieren die Möglichkei-
ten des Widerspruchs und der Abwanderung als
einander ergänzende Mechanismen der syste-
mischen Selbstkorrektur (Hirschmann 1970).
Sie garantieren dabei nicht nur das Recht auf
Emigration, sondern auch jenes auf freie Bin-
nenwanderung innerhalb des Staatsgebietes.
Jede Erweiterung der allgemeinen Personen-
freizügigkeit auf transnationale Regionen, wie
sie etwa in Europa durch das Schengener Ab-
kommen von 1985 ermöglicht wurde, bedeutet
einen Zugewinn an Freiheitsrechten.
Die Gewichtung und Reihung der drei an-
geführten Werte menschlicher Bewegungsfrei-
heit wird je nach gesellschaftspolitischer Per-
spektive recht unterschiedlich ausfallen, aber
jede normative Orientierung, welche die Stei-
gerung materiellen Wohlstands, die Förderung
sozialer Gleichheit oder die Sicherung politi-
scher Freiheit und Erweiterung individueller
Autonomie als grundlegende Ziele anvisiert,
muss die Kosten staatlicher Beschränkung
grenzüberschreitender Mobilität hoch veran-
schlagen und gegen mögliche Gewinne an in-
nerer Sicherheit aufrechnen.
Ein zweiter Einwand gegen die Analogie
zwischen der Bekämpfung von Seuchen und
von Kriminalität durch Beschränkungen von
Bewegungsfreiheit lautet, dass Kriminelle im
Gegensatz zu Fruchtfliegen Akteure sind, de-
ren strategisches Handeln staatliche Kontroll-
maßnahmen unterlaufen kann. Die Effektivität
solcher Maßnahmen muss also immer im Hin-
blick darauf beurteilt werden, ob sie denn dazu
geeignet sind, genau jene Aktivitäten zu unter-
binden und Personen herauszufiltern, welche die
innere Sicherheit gefährden. Die zunächst plau-
sible Hintergrundannahme lautet, dass Grenz-
kontrollen kriminelle Aktivitäten in zweierlei
52 Rainer Bauböck
Hinsicht behindern: erstens, indem sie Zugangs-
chancen zu Zielgebieten (etwa einen Absatz-
markt für illegale Drogen) verringern, und
zweitens, indem sie Exit-Chancen reduzieren,
d. h. Fluchtwege blockieren, auf denen sich
Kriminelle der Festnahme oder Strafverfolgung
entziehen können.
Für beide Aspekte ist jedoch keineswegs
klar, dass ausgerechnet die Kontrolle der staat-
lichen Außengrenzen in dieser Hinsicht
besonders effektiv wäre. Wenn die innere Si-
cherheit einer Gesellschaft gefährdet erscheint,
so wird die Antwort darauf primär in Beschrän-
kungen der internen Bewegungsfreiheit gesucht.
Die Reaktion auf steigende Risiken dieser Art
ist die Verwandlung von Villenvierteln in gated
communities, die Zernierung der Stadt in Zo-
nen unterschiedlicher Sicherheit, die elektroni-
sche Überwachung besonders gefährdeter Orte.
Dies hängt teilweise damit zusammen, dass die
Zielgebiete etwa des Drogenhandels oder von
Einbruchsbanden kleinräumiger sind als Staa-
ten. Auch für Fluchtmöglichkeiten gilt, dass sie
nur in zeitlicher und räumlicher Nähe zum Ver-
brechen effektiv abgeschnitten werden können.
Die wenigsten VerbrecherInnen werden bei der
Ausreise an der Grenze festgenommen. Daher
sind Straßensperren wirksamer als Grenz-
kontrollen. Die Hauptschwierigkeit bei der
grenzüberschreitenden Verbrechensbekämp-
fung liegt keineswegs in der Durchlässigkeit von
Grenzen für den Personenverkehr, sondern viel-
mehr in der Abgrenzung souveräner staatlicher
Gewaltmonopole. Angemessene europäische
Antworten auf das Problem sind daher nicht
etwa die Wiedereinführung von Visumspflichten
für bestimmte Staaten oder gar die Rücknahme
der Öffnung der Schengengrenzen, sondern
zwischenstaatliche Kooperation von Polizei und
Justiz, grenzüberschreitende Verfolgung von
Verbrechern oder europäischer Haftbefehl.
Schließlich wird die Effektivität von gesetz-
lichen Zuwanderungsbeschränkungen und
Grenzkontrollen als Maßnahmen zur Erhöhung
der inneren Sicherheit auch dadurch in Frage
gestellt, dass die Umgehung solcher Barrieren
gerade für organisierte Kriminelle wesentlich
leichter ist als für MigrantInnen, die Arbeit oder
Schutz vor Verfolgung suchen.
2. Migrationskontrollen erzeugen
zusätzliche Sicherheitsrisiken
Die bisherigen Überlegungen beruhen auf
der Annahme, dass Maßnahmen zur Beschrän-
kung zwischenstaatlicher Mobilität Mittel sind,
um die Ausbreitung krimineller Aktivitäten zu
reduzieren. Die vorgetragenen Einwände
beziehen sich auf die sozialen und politischen
Kosten und die möglicherweise geringe Effek-
tivität dieser Mittel. Was aber, wenn diese Maß-
nahmen direkt oder indirekt die zu bekämpfen-
den Phänomene verstärken? In diesem Fall wäre
die passende Analogie jene mit iatrogenen
Krankheiten, also solchen, die durch medizini-
sche Behandlung erst verursacht wurden.
Diese These ist in zweierlei Hinsicht plausi-
bel. Erstens schafft die Beschränkung der zwi-
schenstaatlichen Bewegungsfreiheit neue
Straftatbestände der illegalen Einreise, des ille-
galen Aufenthalts, der illegalen Beschäftigung,
die sonst gar nicht existieren würden, und
zweitens kann die Verstärkung von Grenz-
kontrollen eine Eskalation klassischer Gewalt-
delikte verursachen.
Der erste Punkt wird in der öffentlichen
Debatte über Ausländerkriminalität meist ge-
flissentlich ignoriert. Der beliebte statistische
Vergleich zwischen Kriminalitätsbelastungs-
quoten von In- und AusländerInnen ist aus meh-
reren Gründen problematisch (siehe Pilgram
2003): Erstens muss der Einfluss unterschied-
licher demographischer Zusammensetzung der
beiden Populationen berücksichtigt werden. So
ist in rezenten Einwanderungskohorten in der
Regel der Anteil der jungen Männer höher als
im Durchschnitt der einheimischen Bevölke-
rung. Viele Delikte werden aber in allen Ge-
sellschaften primär von männlichen Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen begangen. Da-
her muss jeder seriöse Vergleich die Alters- und
Geschlechtsverteilung konstant halten. Zwei-
tens fasst das Merkmal ausländische Staatsan-
gehörigkeit eine gerade hinsichtlich ihrer Dis-
position zur Straffälligkeit extrem heterogene
Bevölkerungsgruppe zusammen. TouristInnen,
ImmigrantInnen der ersten Generation und im
Inland geborene Jugendliche, die ihre auslän-
dische Staatsangehörigkeit von den Eltern ge-
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erbt haben, haben hinsichtlich ihrer Motive und
Gelegenheiten, straffällig zu werden, wenig ge-
meinsam. Was ImmigrantInnen mit ausländi-
scher Staatsbürgerschaft allerdings tatsächlich
gemeinsam haben, ist, dass für sie Sonder-
gesetze gelten, welche nur von ihnen übertre-
ten werden können. Daher darf drittens keine
seriöse Statistik Verstöße gegen Einreise-, Auf-
enthalts- und Beschäftigungsrecht für auslän-
dische Staatsangehörige in eine gruppenspezi-
fische Kriminalitätsbelastungsquote einrech-
nen.4
Gegen die These, dass erst das Fremdenrecht
internationale Migration zu einem spezifischen
Sicherheitsproblem mache, welches bei offenen
Grenzen nicht bestünde, könnte man einwen-
den, dass in einer Gesellschaftsordnung ohne
Eigentumsrechte auch Diebstahl nicht möglich
wäre. Daraus folgt nicht, dass die Abschaffung
von Eigentum die innere Sicherheit einer Ge-
sellschaft erhöhen würde. Dieser Vergleich hinkt
jedoch. Erstens gilt  wie oben ausgeführt 
Bewegungsfreiheit für Menschen im Unter-
schied zur Abschaffung persönlichen Eigentums
aus unterschiedlichsten Perspektiven als ele-
mentarer und konsensfähiger Wert. Zweitens ist
Bewegungsfreiheit im Gegensatz zur eigen-
tumslosen Gesellschaft keine Utopie, sondern
im Inneren liberaler Rechtsstaaten bereits weit-
gehend verwirklicht. Drittens ist diese Freiheit
nicht nur kompatibel mit innerer Sicherheit,
sondern gerade eines jener Güter, deren staatli-
cher Schutz innere Sicherheit bedeutet.
Die Übertretung von Einwanderungs- und
Fremdengesetzen wurde daher vielfach als
opferloses Delikt beschrieben. Die verbote-
ne Handlung richtet nicht unabhängig von der
gesetzlichen Sanktion offenkundigen Schaden
an, sondern die Gefährdung der inneren Sicher-
heit scheint ausschließlich darin zu liegen, dass
die Handlung gegen gesetzliche Vorschriften
verstößt und damit die Durchsetzung rechtlicher
Normen beeinträchtigt. Damit unterscheidet sie
sich sowohl von Verbrechen, welche einzelne
Personen schädigen, als auch von jenen, wel-
che den Staat materiell schädigen, wie etwa
Steuerhinterziehung. Ein rein rechtsposi-
tivistisches Verständnis des Zusammenhangs
von Migrationskontrolle und innerer Sicherheit
mündet aber in einen Zirkelschluss: Die Durch-
setzung staatlicher Rechtsnormen gegen illega-
le Migration dient der Aufrechterhaltung inne-
rer Sicherheit, aber diese innere Sicherheit ist
selbst wiederum lediglich als Zustand definiert,
in dem staatliche Rechtsnormen durchgesetzt
werden können.
Wie ich weiter unten in Abschnitt 4 erörtern
werde, kann dieser Zirkel argumentativ durch-
brochen werden, wenn man den Begriff der in-
neren Sicherheit so erweitert, dass er auch die
Fähigkeit des Staates bezeichnet, bestimmte
kollektive Güter wie kulturelle Homogenität
oder soziale Sicherheit zu produzieren. Obwohl
individuelle Migration unter Umgehung staat-
licher Kontrollen per se niemanden direkt und
nachweisbar schädigt, könnte die Gefährdung
öffentlicher Güter doch eine substanzielle Be-
gründung für die Legitimität staatlicher Regu-
lierung liefern. Die Strafwürdigkeit des Delikts
wird damit aber in beide Richtungen entin-
dividualisiert. Ihre Begründung ist nicht nur
unabhängig davon, dass es individuelle Opfer
gibt, sondern bezieht sich auch nicht mehr auf
einzelne TäterInnen. Nur ab einer größeren Zahl
von ImmigrantInnen wird der behauptete Zu-
sammenhang überhaupt plausibel. Es handelt
sich um ein Schwellenproblem. Erst für die
Migrantin x+1 besteht ein Ausschließungs-
grund, aber um jenseits dieser Schwelle Zuwan-
derung zu stoppen, bedarf es eines Systems der
allgemeinen Zuwanderungskontrolle, welches
auch die ImmigrantInnen innerhalb des zuge-
lassenen Kontingents x erfasst. Eine solche Ar-
gumentation muss im Gegensatz zur rein rechts-
positivistischen einige zusätzliche Fragen be-
antworten können: Was sind schützenswerte
öffentliche Güter? Und welche von diesen wer-
den durch Einwanderung gefährdet?
Bevor diese Fragen näher erörtert werden,
soll jedoch noch auf den zweiten Zusammen-
hang hingewiesen werden, über den Migrations-
kontrolle selbst zur Gefährdung innerer Sicher-
heit beitragen kann. Die Hochrüstung von Gren-
zen mit Mauern und Zäunen, bewaffnetem Per-
sonal, Nachtsichtgeräten, Patrouillenbooten
entlang von Küsten bewirkt nicht nur steigende
Opferzahlen unter Asyl- und Arbeitssuchenden
 fast wöchentlich lesen wir Berichte über im
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Mittelmeer ertrunkene oder in Frachttransporten
erstickte MigrantInnen  sie hat auch einen
neuen Markt für kriminelle Schlepperorgani-
sationen geschaffen, dessen Umsätze in-
zwischen mit jenen des internationalen Drogen-
handels verglichen werden.
Um staatliche Barrieren für die Aus- oder
Einreise zu überwinden, bedienen sich irregu-
läre MigrantInnen meist der Hilfe anderer Per-
sonen. Diese Hilfe kann aufgrund eines beson-
deren Vertrauensverhältnisses erbracht werden
(von Verwandten und Freunden, von humani-
tär oder politisch motivierten Außenstehenden)
oder als bezahlte Dienstleistung. Letztere wird
heute als Schleusung bezeichnet und von der
Schleppung unterschieden, bei der Migran-
tInnen nicht bloß AuftraggeberInnen sind, son-
dern Opfer, indem ihnen oder ihren Familien
gegenüber Zwang ausgeübt wird (etwa in Form
von Zwangsprostitution oder Schuldsklaverei).
In Europa hat sich die Phänomenologie dieser
Hilfeleistungen seit dem Ende des Kalten Kriegs
deutlich vom freiwilligen oder auch bezahlten
Fluchthelfertum zur organisierten Schlepper-
kriminalität verschoben. Dies ist natürlich
einerseits bedingt durch den anhaltenden Aus-
wanderungsdruck in den Herkunftsstaaten und
die wachsenden geographischen Distanzen, über
welche heute irreguläre Migration nach Europa,
Nordamerika oder Australien kommt. Anderer-
seits ist es aber gerade die technische und per-
sonelle Verstärkung der Grenzkontrollen und die
Einbeziehung der privaten Transportunterneh-
men, welche professionelles Know-how und
kapitalkräftige Organisationen zur Überwin-
dung dieser Barrieren erfordern.
Für beide in diesem Abschnitt diskutierten
Thesen bietet sich das Alkoholverbot in den
Vereinigten Staaten von 1920 bis 1933 als Il-
lustration an (siehe auch Pilgram 2003, 334).
Ein zuvor akzeptiertes Verhalten wurde erst
durch das gesetzliche Verbot als kriminelle
Handlung bewertet. Das Konsumverbot konnte
angesichts der langen Kontinuität und des Um-
fangs der Nachfrage ebenso wenig durchgesetzt
werden wie ein Einwanderungsstopp im heuti-
gen Europa. Und das Ergebnis der versuchten
Kriminalisierung war nicht die Entwöhnung der
Gesellschaft von der Droge Alkohol, sondern
die Bildung krimineller Oligopole, welche de-
ren Handel kontrollierten.
3. Paradoxe Effekte von Öffnung
und Schließung
Die bisherigen Überlegungen haben den
postulierten positiven Zusammenhang von
Migrationskontrolle und innerer Sicherheit
problematisiert, indem auf Trade-offs mit ande-
ren öffentlichen Gütern, auf Ineffektivitäten und
auf nichtintendierte Nebenwirkungen hingewie-
sen wurde, welche das Ziel erhöhter Sicherheit
konterkarieren können. Eine abschließende vier-
te Kategorie in dieser Liste sind paradoxe Ef-
fekte im eigentlichen Sinn, wenn nämlich
Grenzöffnungen einen Migrationsstrom redu-
zieren oder wenn umgekehrt staatliche Restrik-
tionen für Einwanderung vermehrten Zustrom
bewirken.
Um solche Phänomene zu verstehen, müs-
sen wir zunächst eine weitere Hintergrund-
annahme in Frage stellen, dass nämlich Einwan-
derungsströme primär durch Einkommens-
disparitäten zwischen Herkunfts- und Ziel-
ländern ausgelöst werden, und dass bei ausrei-
chend starkem Gefälle die Zahl der Ein-
wanderungswilligen immer höher ist als die
Aufnahmebereitschaft im Einwanderungsland.
In dieser Konstellation scheint es plausibel, dass
eine Lockerung der Kontrolle oder eine völlige
Öffnung von Grenzen stets zusätzliche Migra-
tionsbewegungen auslösen wird.
Dagegen lässt sich zunächst einwenden, dass
viele Menschen sich nicht wie mobile homines
oeconomici verhalten, deren Verhalten aus-
schließlich darauf ausgerichtet ist, Einkommens-
chancen zu maximieren. Angesichts des gewal-
tigen globalen Wohlstandsgefälles und der sin-
kenden Kosten für den Personentransport über
große Distanzen lautet die Frage nicht, wie wir
die Tatsache erklären, dass die Zahl der welt-
weiten Migrantenpopulation von 79 Millionen
im Jahr 1960 kontinuierlich gestiegen ist bis auf
175 Millionen im Jahr 2000, sondern umgekehrt,
warum nicht mehr als 3% der Weltbevölkerung
außerhalb der Grenzen des Staates leben, in dem
sie geboren sind (United Nations 2002, 10).5
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Wie können wir diese überraschende Immobi-
lität (Hammar et al. 1997) erklären?
Staatliche Migrationskontrollen spielen
dabei wohl nur eine untergeordnete Rolle. So-
ziale und kulturelle Barrieren für grenzüber-
schreitende Mobilität sind wesentlich gewich-
tiger. Der Testfall dafür ist das vereinigte
Europa. Die Aufhebung der Kontrolle der
Binnengrenzen im Schengener Raum hat zu
keiner dramatischen Zunahme der inner-
europäischen Migration geführt.6  Sprachgren-
zen bilden in Europa noch immer beträchtliche
Hindernisse für die Niederlassung von EU-
BürgerInnen in anderen Mitgliedsstaaten. Kul-
turelle Barrieren sind vor allem dort niedriger,
wo es bereits größere Einwanderungsminder-
heiten derselben Herkunft gibt (Barry 1992).
Der Anteil der PioniermigrantInnen, welche ein
Zielland aufgrund der besten Einkommens-
chancen wählen, unabhängig davon, ob sie dort
ein Netzwerk von Verwandten und eine vertrau-
te ethnische Subkultur vorfinden, ist immer re-
lativ gering. Das Phänomen der Kettenmigration
ist für Pfad und Umfang von Migrations-
bewegungen wesentlich wichtiger als das öko-
nomische Gefälle zwischen zwei Staaten.
Dass Grenzöffnungen relativ folgenlos blei-
ben können, wenn ökonomische Anreize durch
andere Mobilitätsbarrieren kompensiert werden,
kann nicht als Paradox bezeichnet werden. Ein
solches liegt erst dann vor, wenn die Grenz-
öffnung selbst die Stagnation oder den Rück-
gang einer Migrationsbewegung bewirkt. Auch
für dieses Phänomen gibt es durchaus empiri-
sche Belege und Erklärungen, die helfen, das
Paradox aufzulösen. MigrantInnen treffen ihre
Entscheidung über den Zeitpunkt der Auswan-
derung wie der Rückwanderung unter Ab-
wägung ihrer zukünftigen Optionen. Eine dau-
erhafte Öffnung von Grenzen bedeutet für sie
erstens die Möglichkeit, die Auswanderungs-
entscheidung risikolos auf einen späteren Zeit-
punkt zu verschieben. Schwer überwindbare
Grenzen stellen dagegen eine Beschränkung des
Horizonts zukünftiger Möglichkeiten dar. Die
Chance zur Einwanderung erscheint dann als
einmalige, die zum frühest möglichen Zeitpunkt
genutzt werden muss. Zweitens signalisieren
offene Grenzen, dass bei einer Rückkehr in das
Herkunftsland die Option für eine spätere
Wiedereinreise ins Aufnahmeland nicht verlo-
ren geht. Wenn wir alle anderen Bedingungen
wie Einkommensgefälle, geographische Entfer-
nung, soziale Netzwerke und kulturelle Barrie-
ren konstant halten, so wird für einen durch diese
Faktoren bestimmten Migrationsstrom bei of-
fenen Grenzen daher der Anteil der temporären
und Pendelmigration größer sein als in einem
System der Einwanderungskontrolle und der
Kontingentierung von Niederlassungsbewilli-
gungen.
Aus denselben Gründen, weshalb Grenz-
öffnung zu einer Stabilisierung und Verteilung
von Migration über längere Zeiträume führen
kann, können staatliche Restriktionen kurzfris-
tig verstärkte Einwanderung bewirken. Die
Schließung bisher zugänglicher Immigrations-
kanäle löst Torschlusspaniken aus, d. h. sie
führt dazu, dass langfristige Migrations-
entscheidungen vorgezogen werden. Dabei kön-
nen auch vage Auswanderungsabsichten, die
vielleicht nie realisiert worden wären, gerade
durch den Verlust der zukünftigen Option in
aktuelle Migrationspläne verwandelt werden.
Für die bereits im Land lebenden temporären
MigrantInnen bedeutet die Schließung für den
Neuzuzug, dass sie sich entgegen ihren ur-
sprünglichen Absichten für dauerhafte Nieder-
lassung entscheiden müssen, weil sie nicht mehr
darauf hoffen können, nach einer längeren
Rückkehr wieder einreisen zu können. Diesel-
ben Überlegungen beeinflussen auch den
Familiennachzug. Personen, die sich selbst als
temporäre MigrantInnen sehen, sind viel eher
bereit, auf längere Zeit von ihren engeren Fa-
milienangehörigen getrennt zu leben. Wenn
Möglichkeiten der zirkulären Wanderung zwi-
schen Herkunftsland und auswärtigem Arbeits-
platz beschränkt werden, so ist die Entscheidung
für das Nachholen der Familie ins Einwande-
rungsland vorprogrammiert. Genau diese para-
doxen Effekte lassen sich in den frühen 1970er
Jahren beobachten, als die Rekrutierung und
Zulassung von so genannten Gastarbei-
terInnen in den westeuropäischen Staaten ab-
rupt gestoppt wurde, aber die Zahl der nieder-
gelassenen ausländischen Wohnbevölkerung in
den darauf folgenden Jahren beträchtlich stieg.
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4. Migration als Bedrohung öffentlicher
Güter
Lassen Sie mich nun auf die im Abschnitt 2
offen gebliebenen Fragen eingehen. Die
plausibelste Begründung für die Legitimität
staatlicher Einwanderungsbeschränkungen lau-
tet, dass diese notwendig sind, um die Kapazi-
tät des Staates zu sichern, bestimmte öffentli-
che Güter für die in seinem Territorium lebende
Bevölkerung bereit zu stellen. Diese These kann
sich auf einen weiter gefassten Begriff der in-
neren Sicherheit stützen, bei dem es nicht mehr
nur um den staatlichen Schutz von Leib und
Leben und Eigentum geht und um die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ord-
nung, sondern um sozietale Sicherheit:
(S)ocietal security concerns the ability of the
society to persist in its essential character under
changing conditions and possible or actual
threats ... Societal security is about situations
when societies perceive a threat in identity
terms (Wæver et al. 1993, 3).
Damit solche Argumente stichhaltig werden,
muss aber erstens gezeigt werden, dass die un-
ter einen solchen umfassenden Sicherheits-
begriff subsumierten Güter auch aus normati-
ver Perspektive schützenswert sind, und
zweitens, dass sie durch unkontrollierte Einwan-
derung tatsächlich gefährdet werden. Ich wer-
de in gebotener Kürze dies für vier Güter erwä-
gen, die am häufigsten zur Legitimation von
Einwanderungskontrolle dienen: demographi-
sche Nachhaltigkeit, kulturelle Homogenität,
demokratische Selbstbestimmung und soziale
Sicherheit.
4.1. Demographische Nachhaltigkeit
Das erste Argument wird in der bekannten
Metapher vom vollen Boot angesprochen.
Das Zielland sei schon zu dicht besiedelt und
die Zulassung weiterer ImmigrantInnen wäre
unter ökologischen Gesichtspunkten nicht ver-
träglich. Ein solches Argument mag für lokale
Zuzugsbeschränkungen durchaus plausibel sein,
und zwar einerseits für erhaltenswerte Natur-
schutzgebiete und andererseits für überfüllte
Megastädte. In ersteren sind allerdings nicht
MigrantInnen die Verursacher, sondern
TouristInnen. Und Megastädte sind in erster
Linie ein Problem der Binnenmigration in den
Ländern der so genannten Dritten Welt und nicht
eines der Zuwanderung in westliche Staaten.
Gerade die europäischen Staaten leiden ja ganz
im Gegenteil unter einer schrumpfenden und
alternden Bevölkerung. Das schließt nicht aus,
dass auch ein Staat wie Kanada, der aktiv und
in großem Umfang ImmigrantInnen rekrutiert,
sich bemüht, Anreize zu entwickeln, die der
räumlichen Konzentration der ImmigrantInnen
auf die Metropolen Toronto, Montreal und
Vancouver entgegensteuern. Aber in Kanada
käme man kaum auf die Idee, die Zuwanderung
gleich insgesamt zu drosseln, um eine Über-
füllung der Großstädte zu vermeiden.
Die Metapher des Rettungsbootes als Be-
gründung für die Abweisung von Immigran-
tInnen hat der Biologe Garret Hardin bereits
1974 ausgeschlachtet, und zwar indem er sie
jener vom Raumschiff Erde gegenüberstell-
te. Seine Behauptung war, dass sowohl Ent-
wicklungshilfe als auch offene Grenzen für die
Zuwanderung in den reichen Staaten dazu füh-
ren, dass die Geburtenraten in den Staaten der
Dritten Welt weiter steigen, weil sie diesen
Ländern ermöglichen, Bevölkerungsüberschuss
zu produzieren und zu exportieren. Wohlhaben-
de Länder, welche ImmigrantInnen oder Flücht-
linge aufnehmen, verhielten sich ebenso unver-
antwortlich wie die Besatzung eines Rettungs-
bootes, welche Ertrinkende rettet, bis das eige-
ne Boot wegen Überlastung untergeht (Hardin
1974). Verfechter dieser sozialdarwinistischen
These bleiben jedoch empirische Belege schul-
dig. Es ist zwar klar, dass starkes Bevölkerungs-
wachstum in Kombination mit fehlenden Ein-
kommenschancen das Auswanderungspotenzial
eines Staates erhöht. Aber die behauptete Rück-
koppelung zu einem circulus vitiosus, sodass
Emigration wiederum hohe Geburtenraten im
Herkunftsland bedingt, berücksichtigt weder,
dass Migration nicht auf Einbahnstraßen
stattfindet und MigrantInnen Rückkehrpläne
haben, noch, dass die Abwanderung in Indus-
triestaaten auch jene Modernisierungsprozesse
im Herkunftsland beschleunigt, die letztlich
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zweitens damit begründet werden, dass demo-
kratische Staaten gemeinsame nationale und
kulturelle Identitäten benötigen. In liberalen
Versionen ist die Aufrechterhaltung von
Nationalkulturen nicht Selbstzweck, sondern
notwendig, um kulturelle Ressourcen für indi-
viduelle Autonomie (Kymlicka 1995, Kapitel
5) oder soziale Solidarität zwischen BürgerInnen
zu sichern (Miller 1995). Selbst wenn man die-
se These akzeptiert, so folgt daraus noch nicht,
dass dieses öffentliche Gut einer gemeinsamen
nationalen und kulturellen Identität durch Im-
migration bedroht wird. Dies hängt nämlich
davon ab, wie die Grenzen zwischen der öffent-
lichen Kultur des Aufnahmelandes und den kul-
turellen Identitäten der ImmigrantInnen von
beiden Seiten konstruiert werden.
Ethnonationale Identitäten, die auf eine vor-
gestellte gemeinsame Abstammung rekurrieren,
können nur durch Abweisung oder interne so-
ziale Segregation von ImmigrantInnen auf-
rechterhalten werden. Demgegenüber setzen
staatsnationalistische Traditionen auf deren
Assimilation in eine für alle Abstammungen
offene, aber für alle BürgerInnen verpflichten-
de, öffentliche Kultur. Die Bedrohung geht dann
nicht von der Einwanderung selbst aus, sondern
von jenen Gruppen, die an ihren besonderen
ethnischen Identitäten festhalten und öffentli-
che Anerkennung für ihre Herkunftssprachen
oder religiösen Gemeinschaften fordern. In ei-
nem pluralistischen Verständnis wäre dagegen
die dominante öffentliche Kultur, welche von
den historischen Traditionen einer einheimi-
schen Mehrheit geprägt ist, sowohl offen für die
Anerkennung kultureller Minderheiten als auch
für eine kontinuierliche Selbsttransformation,
welche die Inklusion neuer Gruppen ermöglicht
(Bauböck 2003).
Diese Offenheit bedeutet dann keine Preis-
gabe, wenn die ImmigrantInnen ihrerseits ihre
kollektiven Identitäten so konstruieren, dass
diese mit den jeweiligen Angeboten an öffent-
licher Kultur kompatibel sind. Solche adapti-
ven Identitätsdeutungen sind gerade dann zu
erwarten, wenn die Herkunft der Immigran-
tInnen, ihre Sprachen und religiösen Identitäten
nicht abgewertet werden. Sowohl Assimilations-
druck als auch soziale Segregation begünstigen
dagegen konfrontative Identitätspolitiken inner-
halb einer Herkunftsgruppe, vor allem einen
politisch motivierten religiösen Fundamentalis-
mus unter Jugendlichen der zweiten Generation,
der mit den religiösen Traditionen der Her-
kunftsgesellschaften meist wenig gemein hat.
Auch in einer pluralistischen Integrationspolitik
wird es allerdings Grenzen der Toleranz und
Anerkennung geben, wenn durch kulturelle oder
religiöse Praktiken individuelle Menschen- und
Bürgerrechte gefährdet sind. Diese Grenzen
markieren aber viel deutlicher die Schutz-
verpflichtung des Staates gegenüber den Ange-
hörigen von Minderheiten selbst als solche ge-
genüber einer kulturell dominanten Mehrheits-
bevölkerung, deren Rechte dadurch kaum be-
troffen sind.7
Kulturelle Überfremdung durch Immigra-
tion kann dagegen nur in zwei Szenarien plau-
sibel gemacht werden: Entweder ist die öffent-
liche Kultur des Aufnahmelandes anti-
pluralistisch und daher unverträglich mit jener
Heterogenität, die aus Einwanderung resultiert,
oder die ImmigrantInnen sind koloniale Sied-
ler, welche ihre Kultur als dominante etablieren
und die einheimische Urbevölkerung von die-
ser ausschließen. Für das zweite Szenario las-
sen sich zahlreiche Beispiele aus der Epoche des
europäischen Kolonialismus finden, jedoch kein
einziges in der jüngeren Geschichte der Einwan-
derung in westliche Industriestaaten. Die erste
Variante bedeutet daher, dass das durch Immig-
ration gefährdete öffentliche Gut nicht die He-
gemonie einer nationalen Kultur ist, sondern ihre
Homogenität. Was die Fähigkeit europäischer
Demokratien, ihre nationalen Identitäten als
Einwanderungsgesellschaften neu zu konzipie-
ren, betrifft, so kann diese noch nicht abschlie-
ßend beurteilt werden. Aber die normative
Rechtfertigung, dass Immigration zur Auf-
rechterhaltung gemeinsamer nationaler Identi-
täten drastisch reduziert werden muss, ist aus
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liberaler Perspektive jedenfalls höchst verdäch-
tig und angesichts pluralistischer Integrations-
modelle in traditionellen Einwanderungsländern
auch als generalisierte empirische Behauptung
nicht aufrechtzuerhalten.
4.3. Demokratische Selbstbestimmung
Die dritte Begründung lautet, dass die Kon-
trolle über die Aufnahme neuer Mitglieder ein
Kern nicht nur staatlicher Souveränität, sondern
auch demokratischer Selbstbestimmung sei. Die
klassische Formulierung dieses Arguments
stammt von Michael Walzer (1983, Kapitel 2).
Das wichtigste soziale Gut, dessen Verteilung
in einem Gemeinwesen politisch geregelt wer-
de, sei der Status der Mitgliedschaft. Walzer
schränkt allerdings die Freiheitsgrade der Selbst-
bestimmung liberaler Demokratien in der Auf-
nahme neuer Mitglieder stark ein. Diese haben
zwar ein weit gefasstes Recht, welches nur durch
die universelle Pflicht zur wechselseitigen Hil-
feleistung beschränkt ist, selbst zu bestimmten,
wie viele und welche ImmigrantInnen sie zu-
lassen. Die einmal Aufgenommenen müssen
jedoch in absehbarer Zeit die Möglichkeit ha-
ben, die Staatsbürgerschaft und damit die vol-
len politischen Beteiligungsrechte zu erhalten.
Den permanenten Ausschluss niedergelassener
Metöken von der Bürgerschaft beschreibt
Walzer als eine  historisch weit verbreitete 
Form der Tyrannei der Mehrheit über eine ent-
rechtete Minderheit.
Gegen die These, dass Einwanderungs-
kontrolle unverzichtbar für Selbstbestimmung
sei, lässt sich einwenden, dass autonome politi-
sche Gemeinschaften innerhalb föderaler Arran-
gements in der Regel keine solche Kontrolle
über ihre territorialen Außengrenzen genießen.
In demokratischen Bundesstaaten haben die
Gliedstaaten weder das Recht, interne Schran-
ken für die Zuwanderung aus anderen Teilen des
Staates zu errichten, noch die internationale
Zuwanderung in ihr Territorium souverän zu
kontrollieren.8  Im Schengenraum der Europäi-
schen Union haben die Mitgliedsstaaten
immerhin auf einzelstaatliche Grenzkontrollen
verzichtet, wenn auch die Regelung der legalen
Einwanderung ebenso wie der Einbürgerung
vorläufig als Restbestand klassischer Souverä-
nität in ihrer Kompetenz verbleibt.
Aus der Perspektive politischer Theorie un-
terstellt Walzers Argumentation ein westfäli-
sches Modell politischer Gemeinschaften mit
einer horizontalen Ordnung unabhängiger und
gleichberechtigter Staaten. Dagegen erfordert in
einem vertikalen Mehrebenenmodell mit in-
einander verschachtelten und teilweise überlap-
penden politischen Gemeinschaften deren poli-
tische Autonomie keineswegs zwingend die
Selbstbestimmung jedes einzelnen Gemeinwe-
sens über Einwanderung und/oder Einbürge-
rung. Diese Einsicht lässt sich mit den Beispie-
len der kommunalen Selbstverwaltung, der re-
gionalen Autonomie in Bundesstaaten und der
supranationalen Integration in der Europäischen
Union illustrieren.
Prinzipiell gilt dies auch für unabhängige
Staaten innerhalb eines global erweiterten Mehr-
ebenensystems. Gäbe es weltweit nur demokra-
tische Wohlfahrtsstaaten, in denen weder poli-
tische Unterdrückung noch materielles Elend
Auswanderungsdruck erzeugen, so könnten sich
alle Staaten gefahrlos darüber verständigen,
Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit nicht
nur innerhalb ihres Territoriums, sondern welt-
weit als universelles Menschenrecht zu respek-
tieren. Dies erfordert keineswegs einen weitge-
henden Souveränitätstransfer an eine allzu-
ständige Weltregierung. Die wesentliche Vor-
aussetzung für demokratische Selbstbestim-
mung ist lediglich, dass es eine annähernde
Deckungsgleichheit zwischen jenen gibt, die
politische Beteiligungsrechte genießen, und je-
nen, die den politischen Entscheidungen auf
Dauer unterworfen sind. Für territorial autono-
me Gemeinschaften ist diese Kongruenz dann
gegeben, wenn die gesamte permanente Wohn-
bevölkerung und nur diese die vollen politischen
Bürgerrechte genießt. Solange der Zugang zu
Staatsbürgerschaft und politischer Beteiligung
an Geburt oder langfristigen Aufenthalt im Ter-
ritorium gebunden bleibt, wären daher offene
Grenzen mit demokratischer Selbstbestimmung
durchaus kompatibel.
Auf der Ebene idealer Theorie gibt es daher
kein zwingendes Argument, warum Selbstbe-
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stimmungsrechte die Kontrolle über Einwande-
rung und Einbürgerung inkludieren müssen.
Diese Schlussfolgerung ist auch praktisch rele-
vant. Wenn nämlich die Annahmen über die ide-
ale Welt innerhalb einer Staatengemeinschaft
wie der Europäischen Union näherungsweise
hergestellt werden können, dann entfallen
einerseits demokratische Vorbehalte gegen die
Öffnung der regionalen Binnengrenzen und
andererseits liefert der eingangs beschriebene
ökonomische, soziale und politische Wert der
Bewegungsfreiheit gute Gründe, warum diese
Staaten zu einer solchen Öffnung auch norma-
tiv verpflichtet wären.
In diesem Punkt teile ich nicht die Auffas-
sung Veit Baders (2002), dessen Plädoyer für
fairly open borders ich im Übrigen überzeu-
gend finde. Bader argumentiert, dass Ein-
wanderungsrestriktionen in wohlhabenden Staa-
ten so lange moralisch nicht zu rechtfertigen
seien, als diese ihren globalen Pflichten zur
Beseitigung extremer Armut außerhalb ihrer
Grenzen nicht nachkommen. Hieraus folgt
umgekehrt, dass unter Bedingungen komplexer
internationaler Gleichheit die normativen Argu-
mente gegen eine Öffnung der Grenzen ... an
praktischer Legitimität gewinnen (Bader 2002,
149). Mir scheint ein anderer Zusammenhang
zwischen globalen Pflichten und Einwan-
derungskontrolle plausibler: In jenem Ausmaß,
in dem reiche Staaten ihre globalen Pflichten
gegenüber der Bevölkerung anderer Staaten er-
füllen, schwindet die Legitimität pragmatischer
Einwände gegen eine Öffnung der Grenzen. Das
bedeutet jedoch nicht, dass unter den Bedingun-
gen extremer globaler Ungleichheit die gene-
relle Schließung legitim ist. Vielmehr haben li-
berale Demokratien in dieser Situation die
Pflicht, im Rahmen eines Regimes kontrollier-
ter Immigration aus menschenrechtlichen Grün-
den Flüchtlingen und der Familienzusammen-
führung Vorrang einzuräumen (Bauböck 1997).
Unter nichtidealen Bedingungen gibt es aber
noch ein weiteres Argument für demokratisch
legitimierte Einwanderungskontrolle. Eine gro-
ße Zahl von fremden und armen ImmigrantInnen
könnte nämlich unter der einheimischen Mehr-
heit einen antidemokratischen Rückschlag aus-
lösen und den Zulauf zu extrem nationalisti-
schen oder rassistischen Parteien verstärken.
Wenn ein demokratischer Rechtsstaat sich je-
doch nicht mehr auf die zumindest stillschwei-
gende Akzeptanz seiner Grundwerte durch die
Mehrheit der Bevölkerung stützen kann, dann
kann er auch mit formal demokratischen Mit-
teln ausgehebelt und durch ein autoritäres Re-
gime ersetzt werden. Aus diesem einleuchten-
den Grund hat Bruce Ackerman (1980, 88ff.)
vorgeschlagen, dass liberale Staaten verpflich-
tet sind, ihre Grenzen für ImmigrantInnen nur
bis zu jenem Punkt offen zu halten, an dem die
Gegenreaktion der Mehrheit ihre politische Sta-
bilität erschüttert.9  Die Schwierigkeit liegt darin,
dass diese Schwelle weder objektiv noch durch
demokratische Deliberation auf der Basis von
gemeinsamen Grundwerten bestimmt werden
kann, sondern gänzlich vom Drohpotenzial der
antidemokratischen Kräfte abhängt. Zudem ist
das Backlash-Argument anfällig für Missbrauch
durch Parteien der politischen Mitte, die sich
ihrer Begründungspflicht für restriktive Einwan-
derungs- und Flüchtlingspolitik entledigen wol-
len, und kann zur sich selbst erfüllenden Pro-
phezeiung werden, wenn es den öffentlichen
Diskurs dominiert.
4.4. Soziale Sicherheit
Diese Gefahr, dass Fremdenfeindlichkeit
und Rassismus zumindest indirekt die
Aufnahmebereitschaft demokratischer Staaten
bestimmen, ist dann geringer, wenn es andere
und demokratisch legitime Gründe für Ein-
wanderungsbeschränkungen gibt. Ich habe
anderswo argumentiert, dass die Aufrechter-
haltung von Systemen der sozialen Sicherheit,
die auf staatlicher Umverteilung von Einkom-
men und Vermögen beruhen, solche Argumen-
te liefert. Jedes redistributive System dieser Art
ist relativ geschlossen gegenüber einer Umwelt,
in der keine gleichartigen Systeme existieren.
Es ermöglicht die freie Binnenmigration; freier
Zugang von außen zu Mitgliedschaft und An-
spruchsberechtigung erfordert jedoch entweder
eine Harmonisierung der Sicherungsniveaus
zwischen unabhängigen Systemen oder die
Konstruktion eines übergeordneten, welches
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den Ausgleich zwischen ihnen organisiert
(Bauböck 1997, 100).
Dieses Argument kann an einem simplen
Modell nationaler Wohlfahrtsstaaten mit unter-
schiedlich hohen nationalen Basiseinkommen,
die ihrer jeweiligen Wirtschaftskraft entspre-
chen, illustriert werden. Bill Jordan und Frank
Düvell (2002, 247ff.; 2003, 138ff.) haben vor-
geschlagen, dass in einer solchen Welt Migran-
tInnen lediglich Anspruch auf jenes Basisein-
kommen haben können, das sie in ihrem
Herkunftsland erhalten würden. Dies hätte für
Einwanderungsländer zwei gravierende Folgen:
erstens die Entstehung eines Zweiklassen-
systems von sozialen Bürgerrechten mit einer
weitreichenden Segmentierung von Arbeits- und
Wohnungsmärkten, der Gesundheits- und Al-
tersversorgung und zweitens die Erschwerung
der Einbürgerung von ImmigrantInnen aus är-
meren Staaten, die ja dann durch den Anreiz
des höheren Basiseinkommens wesentlich at-
traktiver würde. Ungleiche soziale Bürgerrech-
te würden durch ungleiche politische Bürger-
rechte verstärkt. Ein solches System nationaler
Wohlfahrtsstaaten könnte also nur entweder die
Grenzen für Einwanderung oder jene für Ein-
bürgerung gänzlich offen halten. Wenn es sich
für ersteres entscheidet, müsste es die von Wal-
zer (1983) kritisierte Tyrannei der BürgerInnen
über die Fremden etablieren, um sein Modell
des internen sozialen Ausgleichs zu schützen.
Nur in einem alternativen Modell mit einem
globalen Basiseinkommen (GBE) auf gleicher
Höhe in allen Staaten wäre beides zugleich mög-
lich (Walzer 1983). Ein solches GBE könnte sich
nur an den elementarsten menschlichen Bedürf-
nissen und der Wirtschaftskraft der ärmsten Staa-
ten orientieren. Selbst wenn man zusätzlich ein
System effizienter sozialer Redistribution auf
globaler Ebene unterstellt, so lässt sich doch ar-
gumentieren, dass innerhalb eines demokrati-
schen Gemeinwesens anspruchsvollere Prinzi-
pien für soziale Gerechtigkeit gelten als auf glo-
baler Ebene. John Rawls (1999, 115ff.) lehnte
zum Beispiel die Anwendung seines Differenz-
prinzips, nach dem soziale Ungleichheit nur
dann gerechtfertigt ist, wenn sie die am schlech-
testen Gestellten besser stellt als ein alternati-
ves System sozialer Gleichheit, auf zwischen-
staatliche Beziehungen ab. Die Plausibilität des
Differenzprinzips beruht nämlich auf der An-
nahme eines relativ geschlossenen Systems kon-
tinuierlicher Kooperation, innerhalb dessen die
Kooperationsgewinne gerecht verteilt werden.
Auf Weltebene ist es dagegen einleuchtender,
universelle Menschenrechte auf die Befriedi-
gung von Grundbedürfnissen (Shue 1980) oder
Ausbildung von Grundfähigkeiten (Sen 1984)
zu verteidigen, d. h. Pflichten zur Hilfeleistung,
die im Gegensatz zu jenen innerhalb demokra-
tischer Staaten von vornherein begrenzt sind.
Aus diesen Gründen kann die Beschränkung
von Immigration zugunsten der Aufrechter-
haltung sozialer Sicherheit in den Einwan-
derungsstaaten nicht pauschal als Wohlfahrts-
chauvinismus abqualifiziert werden. Das ein-
gangs erörterte soziale Gerechtigkeitsargument
für Bewegungsfreiheit bedarf bei seiner Anwen-
dung auf die globale Ebene einiger Einschrän-
kungen und Vorbehalte. Andererseits können
gegenwärtige Restriktionen nicht ohne weiteres
durch ein abstraktes Modell sozial gerechter De-
mokratien legitimiert werden, von dem die west-
lichen Staaten weit entfernt sind und sich zurzeit
immer weiter entfernen. In den real (noch) exis-
tierenden Sozialstaaten Europas wird soziale Si-
cherheit nicht über Basiseinkommen, sondern
primär über beitragsabhängige Versicherungs-
systeme und öffentliche Dienstleistungen ge-
währleistet, mit einer starken Umverteilungs-
komponente zwischen Generationen und einer
eher schwachen zwischen Einkommensschich-
ten. Solche Systeme sind nicht nur wesentlich
robuster gegenüber dem Druck zusätzlicher Im-
migration, sondern benötigen diese heute sogar,
um den demographischen Übergang zu einem
System mit niedrigen Geburtenraten und stei-
gender Lebenserwartung abzufedern.
Natürlich bringt nicht jede Form von Arbeits-
migration in dieser Hinsicht Entlastungen. Da
Sozialleistungen über Steuern und Beiträge fi-
nanziert werden, ist es für die Aufrechterhaltung
sozialer Sicherheit in diesen Staaten wichtig, dass
MigrantInnen legale Beschäftigung finden. Die
Drosselung der legalen Zuwanderung bei anhal-
tender Nachfrage am Arbeitsmarkt trägt dazu bei,
dass das Ausweichen in illegale Arbeitsverhält-
nisse die Beitragsbasis des Sozialstaats schwächt
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und die Entstehung der oben beschriebenen so-
zial segregierten Zweiklassengesellschaft fördert.
Insgesamt scheint für die existierenden Systeme
sozialer Sicherheit in den europäischen Staaten
jedenfalls die globale Bewegungsfreiheit von
Kapital, welche die Finanzierung des Wohlfahrts-
staates durch Steuern und Abgaben unterminiert,
eine noch stärkere Bedrohung als es offene Gren-
zen für Arbeitskräfte wären (Bader 2002, 161).
5. Politische Thematisierung von
Migration als Sicherheitsfrage
Die bisherige Erörterung des Zusammen-
hangs von Migration und innere Sicherheit er-
laubt keine eindeutige Bilanz. Die Analyse kau-
saler Zusammenhänge und Wechselwirkungen
zeigt, dass eine restriktive Politik der Schließung
von Grenzen oder der Nullzuwanderung innere
Sicherheit im engeren Sinn des Begriffs ebenso
gefährden kann wie unkontrollierte Zuwande-
rung. Und die normative Diskussion der Legiti-
mität von Einwanderungskontrolle zur Auf-
rechterhaltung umfassend definierter sozietaler
Sicherheit hat ergeben, dass aus liberaler Per-
spektive demographische, kulturelle, demokra-
tische und soziale Gerechtigkeitsargumente kei-
ne pauschalen Rechtfertigungen liefern.
Auf die Logik politischen Handelns in de-
mokratischen Staaten, das vom Wettbewerb
zwischen Parteien und KandidatInnen um
Wählerstimmen geprägt ist, werden diese Ar-
gumente wenig Einfluss haben. Selbst Poli-
tikerInnen, die sich ihrer ethischen Verantwor-
tung für die Folgen ihrer Entscheidungen für
die Zukunft des Gemeinwesens bewusst sind,
werden sozialwissenschaftliche Einsichten und
moralische Argumente zu Recht primär danach
beurteilen, inwieweit sie ihnen helfen, die
Durchsetzungschancen ihres politischen Pro-
gramms zu erhöhen, sei es durch Mobilisierung
zusätzlicher WählerInnen oder die Bildung brei-
terer Koalitionen.
Auf dem Feld der praktischen Politik gelten
daher andere Regeln als in der Wahrheit ver-
pflichteten wissenschaftlichen Diskursen oder in
der Gerechtigkeit verpflichteten moralischen.
Die politische Kunst des Möglichen erschöpft
sich nicht darin, Fakten und Argumente für ei-
nen Standpunkt vorzubringen, sondern liegt oft
in der Gestaltung öffentlicher Diskurse durch
framing eines issues, sodass das erwünschte Er-
gebnis bereits mit der Wahl der Perspektive und
der zur Beschreibung eines Problems benutzten
Begriffe vorprogrammiert ist. Diese Verschie-
bung der Problemsicht beim Eintritt in die Sphäre
politischer Diskurse wurde bereits weiter oben
in der Analyse des Backlash-Arguments ange-
deutet. Die kritische Diskursanalyse hat einiges
zum besseren Verständnis dieser Prozesse bei-
getragen (Wodak 1996). Hier geht es mir jedoch
nicht um eine empirische Untersuchung der po-
litischen Thematisierungen von Migration, son-
dern um ihre Folgen für die Einengung politi-
scher Handlungsspielräume und rational-
interessengeleiteter Entscheidungen.
Wir lassen also in einem letzten Schritt un-
serer Analyse eine weitere, bisher stillschwei-
gend unterstellte Hintergrundannahme fallen,
dass nämlich der Zusammenhang zwischen
Migration und innerer Sicherheit zwar aufgrund
von Wechselwirkungen und unterschiedlichen
Interpretationen des Begriffs Sicherheit ziem-
lich komplex ist, dass diese Komplexität aber
doch erfasst und dargestellt werden kann, in-
dem die Hintergrundannahmen scheinbar para-
doxer Zusammenhänge oder empirisch fundier-
ter, aber miteinander unvereinbarer Behauptun-
gen differenziert und explizit gemacht werden.
In der Politik geht es jedoch oft gerade im Ge-
genteil um Entdifferenzierung, um die Simpli-
fizierung komplexer Sachverhalte. Für die kri-
tische Analyse lautet die Frage dann nicht mehr:
Ist eine bestimmte öffentliche Beschreibung des
Zusammenhangs von Migration und Sicherheit
empirisch belegbar und analytisch konsistent?
Sondern sie lautet: Was sind die Folgen dieser
Beschreibung für die Wahrnehmung dieses Zu-
sammenhangs in der Gesellschaft, und welche
politische Position wird durch diesen Echoeffekt
gestärkt? Dieselben sozialen Fakten können als
Beleg für kontrastierende Wahrnehmungen und
konträre politische Ideologien dienen, wenn sie
im Rahmen politischer Diskurse interpretiert
werden.
Ein gutes Beispiel liefert die Debatte um die
Frage, ob Österreich ein Einwanderungsland sei.
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Die KontrahentInnen streiten dabei nicht etwa
darum, wie hoch der Anteil der in Österreich
lebenden Wohnbevölkerung ist, die im Ausland
geboren wurde.10  Paradoxer Weise bemühen
sich gerade jene, die argumentieren, Österreich
sei kein Einwanderungsland, nachzuweisen,
dass es zu viele ImmigrantInnen gäbe. Es geht
in dieser Debatte vielmehr darum, eine unbe-
streitbare Realität so zu interpretieren, dass da-
mit ein bestimmtes politisches Programm be-
gründet wird, nämlich weitere Immigration zu-
zulassen oder zu verhindern, bzw. den bereits
hier lebenden ImmigrantInnen Integration an-
zubieten oder sie von politischen Bürgerrech-
ten auszuschließen, solange sie sich nicht in eine
vorgegebene nationale Kultur assimiliert haben.
Der politische Diskurs verlagert sich damit auf
eine zweite Ebene der Beobachtung, auf wel-
cher Phänomene, die auf der ersten Ebene noch
als Tatsachen beschreibbar sind, programmati-
sche Qualität gewinnen. Damit wird es möglich,
die Bedeutung eines einzigen Begriffs wie den
des Einwanderungslandes so zu erweitern, dass
er zugleich als Faktum anerkannt, aber als De-
sideratum negiert werden kann. Dieses Paradox
lässt sich weiter steigern, wenn auf einer dritten
Ebene des Diskurses die politischen Befürworter
pluralistischer Integration in kritischer Absicht
die begrifflichen Deutungen ihrer Gegner über-
nehmen. So argumentiert etwa die Sozial-
wissenschafterin Dilek Çinar, dass Österreich
kein Einwanderungsland sei, da es sich im Ge-
gensatz zu den klassischen Einwanderungslän-
dern nicht politisch dazu bekenne, eben ein sol-
ches zu sein (Çinar 2004).
Uns interessiert hier primär die Thema-
tisierung von Migration im Rahmen eines Dis-
kurses über innere Sicherheit. Diese wird in der
Regel zur Rechtfertigung wesentlich restrikti-
verer Politiken führen, als etwa die Beschrei-
bung desselben Phänomens in einem ökonomi-
schen Diskurs über Wirtschaftswachstum. Da-
mit stellt sich die Frage, welche Diskurse in der
politischen Arena die größeren Chancen haben,
die Interpretation von Migrationsphänomenen
zu bestimmen. Dies wird einerseits davon ab-
hängen, um welche Art von Migration es sich
handelt  legale oder illegale, Arbeitsmigran-
tInnen oder Flüchtlinge  und andererseits vom
Einwanderungskontext. In einem Wirtschafts-
aufschwung werden die ökonomischen Vortei-
le von Zuwanderung in den Vordergrund tre-
ten, in Zeiten internationaler Krisen die
Sicherheitsfragen. Dennoch wäre es voreilig, die
Dominanz des Sicherheitsdiskurses ausschließ-
lich mit kontextuellen und konjunkturellen Fak-
toren zu erklären. Die Frage, welches unter den
konkurrierenden Deutungsangeboten für Mig-
ration sich durchsetzen kann, verweist auch auf
strukturelle Merkmale politischer Diskurse in
westlichen Demokratien.
In diesen geht es um die Legitimierung po-
litischer Entscheidungen unter Berufung auf
jene Grundgüter, von denen alle vernünftiger-
weise lieber mehr als weniger haben wollen
(Rawls 1971, 92). Dazu zählen vor allem: Si-
cherheit, Wohlstand und Freiheit. Ich habe ein-
gangs argumentiert, dass es zwischen solchen
Gütern Trade-offs gibt, und dass z. B. die Be-
schränkung der Bewegungsfreiheit im Namen
der Sicherheit auch Kosten durch geringeres
Wirtschaftswachstum verursacht. In der politi-
schen Sphäre konfligieren diese Ziele mit-
einander jedoch nicht nur im Sinne von unver-
meidbaren Trade-offs, sondern im fundamenta-
leren Sinne der Inkommensurabilität, d. h. des
Fehlens eines gemeinsamen Wertmaßstabs, der
eine rationale Abwägung zulässt.11  Dies zeigt
sich, wenn wir versuchen, die Frage zu beant-
worten: Wie viel Sicherheit wären die Bür-
gerInnen eines Staates bereit zu opfern, um
durch erhöhte Mobilität Wohlstand und Freiheit
für alle zu steigern? Natürlich ist diese Frage
eine suggestive, weil sie unterstellt, dass weni-
ger Migrationskontrolle auf jeden Fall auch
weniger Sicherheit bedeutet. Diese Kausalität
in Zweifel zu ziehen ist das primäre Anliegen
des vorliegenden Textes. Aber sobald Migrati-
on als Sicherheitsthema aufgefasst wird, wird
genau dieser Zusammenhang hergestellt. Und
darauf kommt es an, wenn wir an den politi-
schen Folgen diskursiver Einordnung des Phä-
nomens interessiert sind.
Die plausibelste Antwort auf die Frage lau-
tet wohl, dass Sicherheit im politischen Sprach-
spiel als Trumpf eingesetzt wird, welcher die
anderen Werte aussticht. Und zwar nicht des-
halb, weil es unter den BürgerInnen einen Kon-
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sens über eine allgemeine Wertehierarchie gäbe,
in der Sicherheit eben wertvoller ist als Wohl-
stand oder Freiheit, sondern weil in der Sphäre
des Politischen Sicherheit jenes vorrangige
öffentliche Gut ist, welches das staatliche
Gewaltmonopol legitimiert. Um zu dieser
Hobbesschen Einsicht zu gelangen, bedarf es
nicht der Hobbesschen Annahmen über die
furchtsame Natur des Menschen. Meine These
lautet also, dass trotz der Inkommensurabilität
der Werte, die den konkurrierenden öffentlichen
Diskursen über Migration zugrunde liegen,
Sicherheitsdiskurse insofern dominant sind, als
sie rivalisierende Interpretationen radikal ver-
drängen können, indem sie Fragen nach den
Kosten für Freiheit und Wohlstand als unzuläs-
sig erscheinen lassen.
Sowohl für private Massenmedien im Wett-
bewerb um die Aufmerksamkeit des Publikums
als auch für politische Parteien im Wettbewerb
um Wählerstimmen bietet diese expansive Na-
tur von Sicherheitsdiskursen starke Anreize, das
Thema Migration mit dem Thema innere Sicher-
heit zu verknüpfen. Dennoch hängt es nicht aus-
schließlich vom strategischen Kalkül der jewei-
ligen Akteure ab, ob die gewünschte Wirkung
erzielt werden kann. Gegen die antidemokrati-
sche These von der Manipulierbarkeit der Mas-
sen durch Eliten spricht die Erfahrung, dass sol-
che Verknüpfungen nur dann erfolgreich sind,
wenn sie vor dem Hintergrund realer aktueller
oder historischer Erfahrungen der Gefährdung
durch das Versagen der politischen Ordnung
inszeniert werden. Dafür liefern der Zerfall Ju-
goslawiens oder das amerikanische Trauma des
11. September 2001 ebenso Illustrationen, wie
die Erosion öffentlicher Ordnung in manchen
französischen bidonvilles einen Hintergrund
bildet für den Wahlerfolg Le Pens im ersten
Durchgang der Präsidentschaftswahlen am 21.
April 2002.
Die Dynamik medialer und politischer
Sicherheitsdiskurse erzeugt jedoch Generalisie-
rungen, Verschiebungen und Projektionen, wel-
che es schwer machen, die Fragen nach den
Ursachen und den geeigneten politischen Mit-
teln zur Bekämpfung realer Sicherheitsrisiken
rational zu stellen und zu beantworten. Als Bei-
spiel für den Mechanismus der Generalisierung
kann die Internierung japanischstämmiger
AmerikanerInnen in den USA nach dem An-
griff auf Pearl Harbour genannt werden oder die
summarische Vorladung der StaatsbürgerInnen
muslimischer Staaten zur Überprüfung ihres
Aufenthaltsstatus nach dem 11. September
2001. Verschiebungen und Projektionen zeigen
sich darin, dass für diffuse Bedrohungsgefühle
der Mehrheitsbevölkerung gerade solche Min-
derheiten kollektiv verantwortlich gemacht wer-
den, deren Angehörige als AsylwerberInnen
oder MigrantInnen selbst besonderen Gefähr-
dungen und Risiken ausgesetzt waren oder sind.
Diese Mechanismen greifen dann besser,
wenn die als Risikoherd identifizierte Grup-
pe aufgrund ihrer Sprache, ihrer Hautfarbe oder
religiöser Kleidungsvorschriften im öffentlichen
Raum sich hörbar und sichtbar von Einheimi-
schen unterscheidet. Im medialen und politi-
schen Diskurs über die Gefährdung der inneren
Sicherheit durch Migration sind daher rassisti-
sche Zuschreibungen und Diskriminierungen
besonders häufig zu finden. Die Kombination
von prekärem sozialen und rechtlichen Status
macht MigrantInnen in dieser Hinsicht
besonders verwundbar. Der Zugang zu politi-
schen Beteiligungsrechten und zur Staatsbürger-
schaft ist eine notwendige, aber keineswegs hin-
reichende Bedingung, um diese Assoziations-
kette zwischen Migration und bedrohter Sicher-
heit zu durchbrechen.
6. Schlussfolgerungen
Um den Zusammenhang zwischen Migrati-
on und innerer Sicherheit zu entschlüsseln,
müssen wir zahlreiche Simplifizierungen über-
winden, die durch den medialen und politischen
Diskurs vorgegeben werden. In diesem Beitrag
wurde zunächst untersucht, ob die Kontrolle der
Einwanderung notwendig ist, um innere Sicher-
heit im engeren Sinn des Begriffs als staatliche
Fähigkeit zur Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ordnung zu gewährleisten. Dabei wurde erstens
argumentiert, dass Migrationskontrollen im
Namen der inneren Sicherheit gegen den öko-
nomischen und sozialen Nutzen sowie den po-
litischen Eigenwert von Bewegungsfreiheit ab-
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gewogen werden müssen. Zweitens kann die
Illegalisierung von Einwanderung selbst öffent-
liche Sicherheit gefährden, wenn sie de facto
stattfindende Migrationsströme nicht unterbin-
den kann, oder wenn die Hochrüstung von Gren-
zen zur Verdrängung freiwilliger und selbst-
organisierter Fluchthilfe durch organisierte
Schlepperbanden führt. Drittens kann die
Schließung von Grenzen paradoxerweise kurz-
fristige Zuwanderung aus Gründen der Tor-
schlusspanik verstärken und langfristige Rück-
wanderung blockieren.
In einem vierten Schritt wurde die Auswir-
kung von Migration auf sozietale Sicherheit im
weiten Sinn des Begriffs betrachtet. Die Analy-
se muss hierbei zwischen der Behauptung fak-
tischer Effekte von Migration und der normati-
ven Rechtfertigung staatlicher Aktivitäten zur
Sicherung der jeweiligen öffentlichen Güter
unterscheiden. So kann etwa im Kontext demo-
kratischer Staaten, die sich auf liberale Ver-
fassungsprinzipien berufen, kulturelle Homoge-
nität nicht ohne weiteres als durch Migrations-
kontrolle zu schützendes Gut anerkannt werden.
In diesem Abschnitt wurde gezeigt, dass
entgegen einer weit verbreiteten Annahme de-
mokratische Selbstregierung mit offenen Gren-
zen für Zuwanderung grundsätzlich vereinbar
ist, wenn es gelingt, das internationale System
souveräner Staaten sukzessive in ein Mehr-
ebenensystem ineinander verschachtelter poli-
tischer Gemeinschaften zu transformieren. Die
stärkste Begründung für notwendige Regulie-
rung, nicht aber für die vollständige Unter-
bindung von Einwanderung, liefert die Auf-
rechterhaltung der Bedingungen sozialer Sicher-
heit in wohlfahrtsstaatlichen Systemen.
Über die hier vorgetragenen Einwände ge-
gen den Kurzschluss, dass weniger Migration
und stärkere Einwanderungskontrolle mehr Si-
cherheit bedeutet, wird auch in akademischen
Diskursen kaum vollständiger Konsens erzielt
werden können. Zu unsicher ist die Datenlage
und zu schwierig die Operationalisierung von
Begriffen, um die Zusammenhänge einfach
empirischen Tests zu unterziehen; zu sehr ist
jeder umfassende Begriff von Sicherheit mit
normativen Theorien politischer Legitimität
verknüpft, über die vollständige Übereinstim-
mung nicht erwartet werden darf. Was jedoch
akademische Diskurse auszeichnet, ist, dass sie
sich bei aller Trübung durch Machtverhältnisse
zumindest dem Anspruch nach an empirischen
Belegen und argumentativer Konsistenz orien-
tieren. Dies gilt nicht in gleicher Weise für poli-
tische Diskurse. Die Habermassche Vorstellung
einer idealen Sprechsituation, in der nur die bes-
seren Gründe zählen, ist für die Sphäre des Po-
litischen in mancher Hinsicht problematisch,
weil sie Macht als das zentrale Medium der
Politik ausklammert. Darüber hinaus wurde je-
doch hier die These vertreten, dass im politi-
schen Diskurs Argumente durch ihre Zuordnung
zu bestimmten Themen wie Spielkarten unter-
schiedlichen Wert erhalten, und dass Sicher-
heitsargumente im politischen Spiel immer
dann, wenn Sicherheit gefährdet erscheint, wie
Trümpfe andere Einwände ausstechen. So bleibt
am Ende die pessimistische Einsicht, dass die
Struktur und politische Dynamik von
Sicherheitsdiskursen für sozialwissenschaftliche
Analysen oder moralphilosophische Aufklärung
wenig Raum lässt.
ANMERKUNGEN
1 Dieser Text ist die schriftlich ausgearbeitete Versi-
on eines Vortrags im Rahmen der Tagung der
Österreichischen Gesellschaft für Politikwissen-
schaft Gesetz und Ordnung  Zum Verhältnis von
Rechtsstaat und Politik am 22.11.2002 in Wien. Die
Form des mündlichen Vortrags wurde weitgehend
beibehalten, auf ausführliche Literaturbelege wur-
de verzichtet.
2 Ich verwende in diesem Aufsatz den Begriff öf-
fentliches Gut in einem relativ breiten Sinn. Er
bezieht sich nicht nur auf Güter und Dienstleistun-
gen, von deren Konsum niemand ausgeschlossen
werden kann, sondern auch auf gesellschaftliche
Werte, die allgemein geteilt werden. Im Kontext der
hier diskutierten Fragen ist es andererseits nützlich,
öffentliche Güter vom weiteren Begriff der sozia-
len Güter zu unterscheiden, wie ihn etwa Michael
Walzer (1983) verwendet, zu denen er auch Frei-
zeit, Ehre und Liebe zählt. Unter öffentlichen Gü-
tern verstehe ich hier jene, an deren Produktion und
Distribution die politischen Institutionen eines Lan-
des zentral beteiligt sind (siehe Bauböck 2003). Ich
danke einem anonymen Gutachter für die Auffor-
derung, diesen Punkt zu klären, sowie für weitere
nützliche Anregungen.
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3 Die Ausbreitung der Lungenkrankheit SARS wur-
de im Frühjahr 2003 mit relativ drastischen Reise-
beschränkungen erfolgreich bekämpft, diese Rest-
riktionen waren jedoch einerseits lokal und
andererseits temporär.
Pilgram (2003) liefert eine differenzierte Analyse
österreichischer Daten, die diesen Anforderungen
genügt.
5 Als long-term migrant population werden Personen
definiert, die seit mindestens einem Jahr ihren Wohn-
sitz außerhalb ihres Geburtslandes haben, d.h. die
auslandsgeborene Wohnbevölkerung unabhängig
von ihrer Staatsbürgerschaft (United Nations 2002,
11). Diese Schätzung der Weltmigrations-
bevölkerung beruht allerdings auf sehr unterschied-
lichen statistischen Definitionen in den einzelnen
Staaten.
6 Auch vor dem Beitritt Österreichs zur Europäischen
Union gab es eine Debatte, wie der zu erwartende
Zustrom billiger portugiesischer Arbeitskräfte ver-
hindert werden könne.
7 Will Kymlicka (1995, 35ff.) schlägt als Bewertungs-
kriterium für Minderheitenrechte die Unterschei-
dung zwischen internen Restriktionen und externem
Schutz vor.
8 In manchen Bundesstaaten genießen Provinzen je-
doch Gestaltungsmöglichkeiten in der Ein-
wanderungspolitik, sei es durch subsidiäre Sonder-
rechte (wie etwa das Recht der kanadischen Pro-
vinz Quebec, frankophone ImmigrantInnen zu be-
vorzugen) oder in der Implementation der Bundes-
gesetzgebung (wie etwa in der Mitwirkung der
österreichischen Länder an der Erstellung der jähr-
lichen Migrationsquoten). Siehe dazu ausführlicher
Bauböck (2001).
9 The only reason for restricting immigration is to
protect the ongoing process of liberal conversation
itself (Ackerman 1980, 95; Hervorhebung im
Orginal).
10 Nach der Volkszählung 2001 beträgt der Anteil der
im Ausland geborenen Wohnbevölkerung in Öster-
reich 12,5 % (Statistik Austria 2002, 52, Tabelle 3).
Er liegt damit sogar etwas höher als in den USA,
wo er derzeit 11,8 % ausmacht.
11 Die These von der Inkommensurabilität und daher
irreduziblen Pluralität liberaler Grundwerte bildet
den Kern des philosophischen Werks von Isiah
Berlin (siehe z. B. Berlin 2002).
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